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 Kommission Friedenspolitik 
 
 
 
 
Nein zur laufenden „Neuausrichtung der 
Bundeswehr“ – 

Nein zu einem ultimativen 
Paradigmawechsel!  
 
 
Vordergründig wurde die Mitte 2010 von dem da-
maligen Verteidigungsminister Karl-Theodor zu 
Guttenberg in Gang gesetzte, inzwischen von seinem 
Nachfolger Thomas de Maizière unter der Bezeich-
nung „Neuausrichtung der Bundeswehr“ mit Verve 
betriebene Bundeswehr-Strukturreform als Beitrag 
zur Haushaltskonsolidierung initiiert. Gleichzeitig 
sollten jedoch „bei allen Überlegungen ... die Er-
fordernisse der aktuellen Einsätze oberste Priori-
tät“ haben.1 Unterdessen sind die Einsparziele kaum 
noch ein Thema; durch Buchungstricks könnte der 
Wehretat bis 2015 im Ergebnis sogar deutlich höher 
ausfallen. Der Bericht der noch von Guttenberg ein-
gesetzten Strukturkommission zielt unter dem be-
zeichnenden Titel „Vom Einsatz her denken – Kon-
zentration, Flexibilität, Effizienz“ auf „eine ... radi-
kale Erneuerung hin zu kompakten, effizienten und 
zugleich hochqualifizierten Streitkräften“.2 Das be-
sagt, es geht um rein technokratische und effizienz-
orientierte Reformmaßnahmen. Selbst die Ausset-
zung der Wehrpflicht dürfte letztlich diesem Ziel 
geschuldet sein.  

Statt Impulse für eine Kursüberprüfung und -
korrektur zu setzen, schreiben De Maizières Eck-
punkte zur Neuausrichtung der Bundeswehr3 und 
seine Verteidigungspolitischen Richtlinien4 vom Mai 
2011den militärpolitischen Gesamtrahmen fort, der 
nach dem Ende des globalen Systemkonflikts Zug 
um Zug etabliert wurde: Die Bundeswehr soll defini-
tiv zu einer hocheffizienten globalen Interventions- 
und Besatzungsarmee umgebaut werden. Es geht 
also nicht um die allgemeine Einsatzfähigkeit der 
Streitkräfte, sondern um eine „umfassende – struktu-
relle, funktionale und mentale – Zurichtung der Ar-
mee auf den Einsatz“.5 Deutlicher als etwa die 
„Transformation“ der Bundeswehr unter Rot-Grün 
lässt der aktuelle Reformansatz die folgenden drei 
gravierenden Probleme erkennen.   

Warum und wozu eigentlich noch nationale 
Streitkräfte? 
1. Das Grundproblem besteht darin, dass nicht ein-
mal der Versuch einer fundierten Klärung von Sinn 
und Zweck des Weiterbestehens nationaler 
Streitkräfte gemacht wird. Erklärtermaßen ist kein 
Verteidigungsbedarf im völkerrechtlichen und 
grundgesetzlichen Sinn auszumachen. Andererseits 
hat sich „militärisches Friedenschaffen“ seit dem 
Ende des Kalten Krieges als höchst fragwürdig er-
wiesen. De Maizières Richtlinien und Eckpunkte 
übernehmen im Wesentlichen die oberflächlichen 
Lageanalysen der Vorgängerpapiere und differenzie-
ren und konkretisieren deren Einsatzorientierung. 
Die von der Militärbürokratie im letzten Jahrzehnt 
propagierte Erweiterung des Sicherheitsbegriffs auf 
ein Sammelsurium von „Risiken, Gefahren und Be-
drohungen“ trägt jedoch nichts zur Lösung des 
Grundproblems bei. Erst recht lässt die simple Fort-
schreibung der bisherigen Auslandseinsätze ohne 
objektive Prüfung ihrer „Erfolgsbilanz“ die eigentli-
che Frage unbeantwortet. 

2. Statt eines schlüssigen Lösungsangebots für das 
Grundproblem wird eine vordemokratische und 
grundgesetzfremde Auffassung von Militär als In-
strument (nationaler) außenpolitischer Hand-
lungsfähigkeit und Interessenverfolgung der Exe-
kutive wiederbelebt und als „Normalisierung“ 
kultiviert. Man versteht das militärische Machtpo-
tenzial erneut als „Ausdruck nationalen Selbstbe-
hauptungswillens und staatlicher Souveränität“.6 
Zweitens wird willkürlich ein sog. nationales An-
spruchsniveau (level of ambition) der Profilbildung 
der Bundeswehr zugrunde gelegt bzw. die Orientie-
rung an den Erwartungen anderer Akteure propa-
giert, insbesondere an den „sicherheitspolitischen 
und militärischen Zielvorgaben der NATO und der 
Europäischen Union“.7 In den neuesten Richtlinien 
dient drittens die „scheinbar neuartige Zielsetzung: 
die Gewährleistung der außenpolitischen Hand-
lungsfähigkeit Deutschlands“ (bemessen nach „spe-
zifischem Durchsetzungsvermögen, nationaler Ein-
flussmehrung, bündnispolitischem Gewicht und in-
ternationalem Ansehen“) wiederholt und ausdrück-
lich zur Bestimmung von Sinn und Zweck der 
Streitkräfte und insofern als Platzhalter für eine Lö-
sung des Grundproblems.8  

3. Mit der Ausrichtung an der außenpolitischen 
Handlungsfähigkeit der Regierung geht schließlich 
eine Vernachlässigung der ethisch-rechtlichen 
Frage einher, wozu Streitkräfte überhaupt he-
rangezogen werden dürfen. Mit keinem Satz wird 
die ethische Problematik jeder Form von (militäri-
scher) Gewaltanwendung bedacht – und ebenso we-
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nig die verfassungsrechtliche Problematik jedweder 
deutscher Militärgewaltanwendung im Hinblick auf 
Art. 1 Abs. 3 i.V.m. Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes 
(unmittelbare Bindung der vollziehenden Gewalt an 
das „unverletzliche und unveräußerliche“ Grund-
recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit). 
Ignoranz oder Gedankenlosigkeit werden besonders 
deutlich bei dem inzwischen offenen Rückgriff auf 
nationale Interessen zur Begründung und Rechtferti-
gung militärpolitischer Entscheidungen und Maß-
nahmen. Denn wo spezifische nationale Interessen 
im Wege einer militärgestützten Außenpolitik ver-
folgt werden, geht es immer auch um handfeste wirt-
schaftliche Interessen. In De Maizières Richtlinien 
kommt diese Verknüpfung als pure Selbstverständ-
lichkeit daher, vielfach in einem Atemzug mit der 
Beschwörung „unserer internationalen Verantwor-
tung für Frieden und Freiheit“ und eine „bessere 
Welt“.9 Damit werden zum einen Interessen an 
Wohlstand, Einfluss und Macht, Komfortinteressen 
also, mit Existenzinteressen konfundiert. Allein zur 
Wahrung letzterer aber mag man militärische Ge-
waltanwendung aus grundgesetzlicher und völker-
rechtlicher Perspektive wie vom moralischen Stand-
punkt aus für halbwegs rechtfertigungsfähig halten 
können.10 Zum andern dürfte die wohlfeile Anrufung 
übernationaler humanitärer Werte vor allem dem 
Bemühen geschuldet sein, die Verfolgung nationaler 
Interessen zu bemänteln. Eine solche Denk- und 
Sprechweise stellt geradezu das Gegenteil kritischer 
normativer Reflexion dar.  

Verpasster Neuanfang 
Aufgrund dieser Probleme erweist sich De Maizières 
„Neuausrichtung der Bundeswehr“ als friedenspo-
litischer Flop. Besonders eindrucksvoll zeigt sich 
das im strategisch-rüstungspolitischen Bereich. So 
wird in den Verteidigungspolitischen Richtlinien das 
Lippenbekenntnis der Nato zu Abrüstung und Rü-
stungskontrolle kommentarlos und vermutlich auch 
gedankenlos nachgebetet, um im nächsten Satz 
ebenso besinnungslos auf Entwicklung und Erhalt 
eines „aufeinander abgestimmte(n) und den Risiken 
und Gefährdungen angemessene(n) Spektrum(s) 
konventioneller und nuklearer Fähigkeiten ein-
schließlich der Flugkörperabwehr“ einzuschwö-
ren.11 Das Festhalten an der Atomwaffenpolitik 
(samt Ersteinsatz und nuklearer Teilhabe) aber wi-
derspricht offensichtlich dem erklärten Ziel, sich 
vom „alten Denken“ in Kategorien der nuklearen 
Abschreckung zu verabschieden, um eine atomwaf-
fenfrei Welt zu erreichen. Und der Beschluss, eine 
Raketenabwehr in Europa zu installieren, konterka-
riert Abrüstung und Rüstungskontrolle.12 Auch wird 
in den Richtlinien mit keinem Satz reflektiert, dass 

das vollmundige Bekenntnis zu „unserer internatio-
nalen Verantwortung für Frieden und Freiheit“ 
kaum damit in Einklang zu bringen ist, dass sich 
bspw. die deutschen Rüstungsexporte bei konven-
tionellen Großwaffensystemen zwischen 2005 und 
2009 gegenüber dem vorausgehenden Jahrfünft 
mehr als verdoppelt haben, Deutschland seither der 
drittgrößte Waffenhändler ist (mit einem Anteil von 
im Mittel 11% des Weltrüstungshandels dieses 
Typs) und insbesondere eine Spitzenposition ein-
nimmt bei Herstellung von und Handel mit kleinen 
und leichten Waffen, den „Massenvernichtungswaf-
fen des kleinen Mannes“ (Kofi Annan).13 Ungeach-
tet solcher Tatsachen gibt sich der Militärminister 
besorgt um Deutschlands „gestaltende Mitwirkung 
am Erhalt und, wo möglich, am Ausbau einer wett-
bewerbsfähigen europäischen Rüstungsindustrie“ 
und um „eine verstärkte militärische Zusammenar-
beit der europäischen Staaten ... perspektivisch auch 
in der ... europäischen Rüstungsindustrie“.14 In frie-
denspolitischer Perspektive sind offensichtlich 
grundlegende Veränderungen gefragt, nicht dritt-
klassige Lyrik über Deutschlands Einsatz „für eine 
bessere Welt“ oder punktuelle Kurskorrekturen.15  

Man mag hoffen, dass sich die „Neuausrichtung der 
Bundeswehr“ wie eine paradoxe Intervention aus-
wirkt, d.h. dass insbesondere die Aussetzung der 
Wehrpflicht zu einer physischen und mentalen De-
militarisierung der deutschen Gesellschaft beiträgt. 
Darüber hinaus könnte mit dieser Reform der von 
Regierenden immer wieder „in Politik und Gesell-
schaft“ vermisste „Konsens über den politischen 
Auftrag der Bundeswehr und ihre zukünftige Aus-
richtung“16 in noch weitere Ferne rücken – mit der 
Folge „ans Eingemachte“ gehender Rekrutierungs-
probleme. Schließlich ist zu erwarten, dass die er-
nüchternden Erfahrungen beim Einsatz der Bundes-
wehr insbesondere in Afghanistan oder die notori-
schen finanziellen Engpässe Regierung und Parla-
ment zu einer restriktiveren Einsatzpraxis bewegen; 
vielleicht kommt es sogar zu einer Neubesinnung 
auf eine „Kultur der Zurückhaltung“, wie sie viel-
fach der Bonner Republik zugeschrieben wird.  

Vage Hoffnungen und Erwartungen dieser Art wer-
den allerdings nicht zu dem erforderlichen friedens-
politischen Neustart führen. Dazu bedarf es eines 
breiten und anhaltenden Widerstands „von unten“ 
gegen die militärpolitische Linie der Berliner Repu-
blik. Ansatzpunkte für eine entsprechende Mobili-
sierung sind durchaus gegeben, etwa im Vorherr-
schen tendenziell militärkritischer Einstellungen in 
der deutschen Bevölkerung17 oder in der verbreiteten 
Ablehnung der Rüstungsexporte.18 Wenn also z.B. 
die inzwischen von einem breiten Bündnis von 
Nichtregierungsorganisationen getragene „Aktion 
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Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel!“ auch wei-
terhin ihre Ziele – u.a. obligatorische Veröffentli-
chung aller geplanten und erfolgten Exporte von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern und 
klarstellende Aufnahme eines grundsätzlichen Rü-
stungsexportverbots in Art. 26 Abs. 2 des Grundge-
setzes19 – öffentlichkeitswirksam verfolgt und auch 
nur zum Teil erreicht, könnte das durchaus zu der 
erforderlichen breiten Mobilisierung „gegen die 
ganze Linie“ beitragen. Es bedarf aber nicht zuletzt 
auch einer verstärkten argumentativen Aufklärungs-
arbeit unter Soldatinnen und Soldaten – und unter 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern, die diesen „Beruf“ 
ergreifen wollen. Bundeswehrangehörige (und Leu-
te, die das werden wollen) müssen wissen: Mit der 
„Neuausrichtung“ werden die Weichen zu einem 
abermaligen „Missbrauch“ deutscher Streitkräfte 
gestellt – diesmal durch (Formal-) Demokraten; 
niemand aber muss Mitmenschen umbringen und 
niemand braucht zu „fallen“; es gibt Alternativen, 
und jeder Soldat und jede Soldatin kann verweigern. 

Internationale Solidarität und Kooperation 
statt Konkurrenzregime 
Kritische Aufklärungsarbeit bedarf einer konstrukti-
ven Ergänzung. Ein grundgesetz- und völkerrechts-
konformer Gegenentwurf einer friedensverträglichen 
Bundeswehr-Strukturreform ist nicht in Sicht. Ent-
sprechende konzeptionelle Arbeit ist daher eine 
eminente Herausforderung für friedenspolitisch sen-
sible Angehörige der politischen Klasse – und auch 
der Bundeswehr, für friedensphilosophisch und -
theologisch engagierte Kreise der Zivilgesellschaft 
und nicht zuletzt für eine Konflikt- und Friedenswis-
senschaft, die sich selbst ernst nimmt. Ein friedens- 
und sicherheitspolitischer Gegenentwurf muss von 
den menschheitlich gemeinsamen Interessen aus-
gehen und auf konsequente internationale Solida-
rität und Kooperation ausrichten. Denn jeder mili-
tärisch bestimmte Ansatz gibt letztlich Partikularin-
teressen den Vorrang, funktioniert konkurrenzorien-
tiert und widerspricht damit fundamental dem insbe-
sondere im kirchennahen Raum entwickelten und 
weithin akzeptierten friedensethischen Konzept ei-
nes allgemeinen „Gerechten Friedens“. Überdeutlich 
wird dies in der geradezu usurpatorischen Umdeu-
tung der UN-Konzeption einer allgemeinen und ge-
meinsamen „menschlichen Sicherheit“ zum bereits 
angesprochenen Konzept „erweiterter“ oder „umfas-
sender“ Sicherheit für das eigene Kollektiv durch die 
herrschende militärisch bestimmte Denkweise.20. 
Insofern kann die Befreiung dieser UN-Konzeption 
aus der militärischen Vereinnahmung ein wichtiger 
Ausgangspunkt „neuen Denkens“ sein.  
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